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 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

https://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 
 
 
 
1. TERMINSACHE: Künstlersozialabgabe bis 31.3.2022 anmelden 
 
Nimmt ein Unternehmen künstlerische Leistungen in Anspruch, sind diese i. d. R. der sog. 
Künstlersozialabgabe zu unterwerfen. Um der Belastung der abgabepflichtigen Unternehmen 
auch in der schwierigen wirtschaftlichen Lage gerade für die Kultur- und Kreativbranche 
durch die Corona-Pandemie Rechnung zu tragen, bleibt der Abgabesatz auch 2022 bei 4,2 
% stabil. 
 
Abgabepflichtige Unternehmen müssen selbst die Künstlersozialkasse (KSK) informieren und 
die hierfür gezahlten Entgelte eines Jahres – spätestens bis zum 31.3. des Folgejahres – 
anhand einer Jahresmeldung übermitteln. Darauf erfolgt die Abrechnung der KSK des Vor-
jahres. 
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Bitte beachten Sie! Unternehmer, die ihren Meldepflichten nicht rechtzeitig nachkommen, 
werden von der KSK eingeschätzt, die nur durch die Abgabe der konkreten Entgeltmeldun-
gen berichtigt werden kann. Die Verletzung der Melde- und Aufzeichnungspflichten ist eine 
Ordnungswidrigkeit, die mit einem Bußgeld geahndet werden kann. 
 
 
2. TERMINSACHE: Antrag auf Grundsteuererlass bis 31.3.2022 stellen 
 
Vermieter können bis zum 31.3.2022 (Ausschlussfrist) einen Antrag auf Grundsteuererlass 
bei der zuständigen Gemeinde für 2021 stellen, wenn sie einen starken Rückgang ihrer 
Mieteinnahmen im Vorjahr zu verzeichnen hatten. Voraussetzung ist eine wesentliche Er-
tragsminderung, die der Steuerpflichtige nicht zu vertreten hat. Ursachen können z. B. Brand- 
oder Hochwasserschäden, Zahlungsunfähigkeit des Mieters oder Schäden durch Mietnoma-
dentum sein. Insbesondere durch die Coronabedingten Zahlungsausfälle können sich Ein-
nahmeausfälle ergeben, die einen Grundsteuererlass rechtfertigen können. 
 
Keine Aussicht auf Erlass besteht, wenn der Vermieter die Ertragsminderung zu vertreten 
hat, z. B., weil er dem Mieter im Erlasszeitraum gekündigt hat oder wenn notwendige Reno-
vierungsarbeiten nicht (rechtzeitig) durchgeführt wurden. 
 
Maßstab für die Ermittlung der Ertragsminderung ist die geschätzte übliche Jahresrohmiete. 
Bei einem Ausfall von mehr als 50 % der Mieteinnahmen wird die Grundsteuer nach den der-
zeitigen Bestimmungen in Höhe von 25 % erlassen. Entfällt der Mietertrag vollständig, wird 
die Grundsteuer in Höhe von 50 % erlassen. 
 
 
3. Verwahrentgelt auf Girokonten 
 
In den letzten Jahren sind die Zinsen für Bankguthaben immer weiter gesunken und liegen 
teilweise bei 0 %. Vor diesem Hintergrund stellen einige Banken und Sparkassen ihren Kun-
den sog. Verwahrentgelte für Einlagen in Rechnung. 
 
Mehrere Landgerichte kamen in ihren Urteilen jedoch zu der Entscheidung, dass die Ver-
wahrentgelte für Tagesgeld- und Girokonten den Kunden unangemessen benachteiligen und 
daher unzulässig sind. Das Landgericht Düsseldorf hat am 22.12.2021 in einem Fall ent-
schieden, in dem eine Bank 0,5 % pro Jahr auf Einlagen über 10.000 € berechnete. In dem 
vom Landgericht Berlin am 28.10.2021 entschiedenen Fall berechnete eine Bank 0,5 % pro 
Jahr auf Einlagen über 25.000 € bei Girokonten und über 50.000 € bei Tagesgeldkonten. 
 
Die beiden Urteile sind nicht rechtskräftig. Es bleibt abzuwarten, wie höhere Instanzen die 
Erhebung von Verwahrentgelten beurteilen. 
 
 
 
4. Kein gesetzlicher Mindestlohn für Pflichtpraktikum 
 
Praktikanten, die ein Pflichtpraktikum absolvieren, das nach einer hochschulrechtlichen Be-
stimmung Zulassungsvoraussetzung für die Aufnahme eines Studiums ist, haben keinen An-
spruch auf den gesetzlichen Mindestlohn. Zu dieser Entscheidung kamen die Richter des 
Bundesarbeitsgerichts in ihrem Urteil vom 19.1.2022. 
 
Der Ausschluss von Ansprüchen auf den gesetzlichen Mindestlohn umfasst nicht nur obliga-
torische Praktika während des Studiums, sondern auch solche, die in Studienordnungen als 
Voraussetzung zur Aufnahme eines bestimmten Studiums verpflichtend vorgeschrieben sind. 



 

 

Dem steht nicht entgegen, dass – wie im entschiedenen Fall – die Studienordnung von einer 
privaten staatlich anerkannten Universität erlassen wurde. 
 
 
5. Fristlose Kündigung wegen eigenmächtiger Urlaubsnahme 
 
Ein unentschuldigtes Fehlen eines Arbeitnehmers und eine eigenmächtige Urlaubsnahme 
sind geeignet, eine „fristlose“ Kündigung aus wichtigem Grund auszusprechen. 
 
Ein Arbeitnehmer ist auch dann grundsätzlich nicht berechtigt, sich selbst zu beurlauben oder 
freizustellen, wenn er möglicherweise einen Anspruch auf Erteilung von Urlaub oder eine 
Freistellung gehabt hätte. Ein solcher Anspruch ist im Wege des gerichtlichen Rechtsschut-
zes, ggf. im Wege einer einstweiligen Verfügung, durchzusetzen, nicht aber durch eigen-
mächtiges Handeln. 
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 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
zzgl. 40 € Pauschale 

 
 
 Verbraucherpreisindex 
 (2015 = 100) 

2022: Januar = 111,5 
2021: Dezember = 111,1; November = 110,5; Oktober = 110,7;  
September = 110,1; August = 110,1; Juli = 110,1; Juni = 109,1;  
Mai = 108,7; April = 108,2; März = 107,5; Februar = 107,0 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  

https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  
 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. Für 
Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

https://www.destatis.de

